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Die Infl ationsrate für die Verbraucherpreise, die zu 
Beginn des Jahres im Zuge der Anhebung des 

regulären Mehrwertsteuersatzes von 16 auf 19% zu-
nächst gestiegen war, hält sich seit dem Frühjahr 
knapp unter der „Stabilitätsschwelle“ von 2%; im Au-
gust betrug sie 1,9%. Dies ist angesichts der Steuer-
erhöhung insofern nicht beunruhigend, als rechnerisch 
reichlich ein Prozentpunkt des Preisanstiegs schon 
darauf zurückzuführen ist. Auch wenn die Mehrwert-
steuererhöhung bislang wohl nicht vollständig auf die 
Preise überwälzt wurde, wäre der um die Steuererhö-
hung bereinigte Preisanstieg kaum höher als die vom 
HWWI berechnete Kerninfl ationsrate, die gegenwärtig 
bei 1% liegt.

Gleichwohl kamen in jüngster Zeit in der Öffent-
lichkeit Infl ationssorgen auf, da bei Nahrungsmitteln 
deutliche Preiserhöhungen zu beobachten waren. Die-
se waren allerdings auf einzelne Produkte beschränkt 
und lassen sich weitgehend durch Sondereffekte er-
klären. Besonders betraf dies Milch, wo die Preise 
zuvor fünf Jahre lang stabil geblieben waren und of-
fenbar kaum mehr die Kosten der Erzeugung deckten, 
des Weiteren Brötchen und andere Getreidewaren, 
die von den haussierenden Weltmarktpreisen für Ge-
treide betroffen waren, sowie bestimmte Obstsorten 
(wie Weintrauben), bei denen Preisausschläge je nach 
Saison und Marktlage nicht ungewöhnlich sind. Da es 
sich um Güter des täglichen Bedarfs handelte, waren 
die Preiserhöhungen trotz des sehr geringen Anteils 
am Haushaltsbudget wegen der hohen Kaufhäufi g-
keit unmittelbarer „fühlbar“ als bei anderen Gütern. 
Die Anstiegsrate der Nahrungsmittelpreise insgesamt 
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Schaubild 1
Indikatoren zur Preisentwicklung
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %)

1 Kerninfl ationsrate: Berechnet aus geglätteten Indizes (gleitende 3-
Monats-Durchschnitte für den Gesamtindex ohne Heizöl und Kraft-
stoffe sowie ohne Saisonwaren und  24-Monats-Durchschnitte für den 
Index für Heizöl und Kraftstoffe sowie für Saisonwaren) sowie ohne 
Steueränderungen.

Q u e l l e n : Statistisches Bundesamt, Berechnungen des HWWI.

hat sich im Vorjahresvergleich demgegenüber sogar 
seit Ende 2006 von damals 3% auf nunmehr knapp 
2% verringert. Sicherlich ist auch dieser Preisanstieg 
vergleichsweise kräftig, wenn man bedenkt, dass 
Nahrungsmittel dem reduzierten Mehrwertsteuersatz 
von 7% unterliegen und dieser anders als der regu-
läre Mehrwertsteuersatz nicht zu Jahresbeginn erhöht 
wurde. Im längerfristigen Vergleich zeigt sich aber, 
dass die Nahrungsmittelpreise, insbesondere seit der 
Euro-Umstellung Anfang 2002, im Trend kaum mehr 
gestiegen, zeitweilig sogar gesunken sind, dass sie 
sich vor allem aber weniger als der Verbraucherpreis-
index insgesamt erhöht haben.

Der Druck seitens der Energiepreise ist, auch wenn 
hier derzeit unterschiedliche Einfl üsse wirksam sind, 
immer noch erheblich. Der Ölpreis erreichte im Som-
mer auf den Weltmärkten neue Höchststände. Dass 
diese hierzulande nicht ungebremst auf die Preise für 
Mineralölprodukte, vor allem für Kraftstoffe und Heiz-
öl, durchschlugen, war der gleichzeitigen Aufwertung 
des Euro gegenüber dem US-Dollar zu verdanken; 
in Euro gerechnet blieb der Ölpreis knapp unter den 
Höchstmarken des Sommers 2006. Die Gaspreise für 
die Endverbraucher sind zwar nach zuvor kräftigem 
Anstieg seit dem Frühjahr rückläufi g, aber nicht in dem 
Ausmaß wie die Importpreise; während diese zuletzt 
um rund 12% unter Vorjahrsniveau lagen, waren die 
Preise für die Haushalte gemessen am Vorjahresni-
veau um 2% höher. Die Strompreise sind sogar weiter 
gestiegen und waren im Juli um 7% höher als im Vor-
jahr. Insgesamt war Haushaltsenergie (Strom, Gas und 
andere Brennstoffe) zuletzt um reichlich 2% teurer als 
vor einem Jahr. Die Kraftstoffpreise waren – trotz ihres 
hohen Niveaus – lediglich dank des starken Euro, aber 
auch wegen der Höchststände zur gleichen Vorjahres-

Q u e l l e : Statistisches Bundesamt.

Schaubild 2
Entwicklung der Nahrungsmittelpreise

(Index 2000=100)
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zeit (Basiseffekt), geringfügig niedriger als vor einem 
Jahr. 

Auch wenn der Druck seitens der Nahrungsmittel- 
sowie der Energiepreise angesichts der angespannten 
Lage auf den Weltrohstoffmärkten vorläufi g nicht nach-
lassen sollte, entwickeln sich eher noch von anderer 
Seite Infl ationsrisiken – und zwar von den Arbeits-
kosten her. Die diesjährigen Lohnabschlüsse waren 
deutlich höher als die der vergangenen Jahre. Aller-
dings ist auch zu erwähnen, dass bislang die meisten 
Abschlüsse je nach Branchenkonjunktur differenziert 
waren, so dass sie aufgrund der jeweiligen Produkti-
vitäts- sowie Gewinnentwicklung nicht unmittelbar in 
den Preisen weitergegeben werden müssen, zumal es 
auch eine Entlastung bei den Lohnnebenkosten durch 
die Beitragssatzsenkung in der Arbeitslosenversiche-
rung gab. Insgesamt ist der Anstieg der Arbeitskosten 
immer noch moderat. Es ist zu hoffen, dass in den an-

stehenden Tarifverhandlungen in anderen Branchen 
deren ökonomische Situation nicht außer Acht gelas-
sen wird und nicht unabhängig davon mit Blick auf die 
bisherige Tarifrunde in weniger fl orierenden Branchen 
ähnliche oder höhere Forderungen verfolgt werden. 

Sicherlich werden die Unternehmen, soweit kon-
junkturell möglich, die Preisspielräume zu nutzen ver-
suchen. Die Europäische Zentralbank hat aber bereits 
deutlich signalisiert, dass sie dem entgegenzuwirken 
gedenkt. Insgesamt dürfte sich der Preisauftrieb in der 
Grundtendenz leicht verstärken. Anfang 2008 wird sich 
die Infl ationsrate aber schon wegen des wegfallenden 
„Basiseffekts“ infolge der Mehrwertsteuererhöhung 
Anfang 2007 etwas reduzieren. Im Jahresdurchschnitt 
2008 dürfte die Preissteigerungsrate mit 1,5% etwas 
niedriger sein als in diesem Jahr (1,8%).
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